
Subventionen an Private: Regierung 
zeigt Ungereimtheiten im System auf
Durchblick Gewisse Förderungen verteilt der Staat nach dem Giesskannenprinzip, andere Leistungen sind hingegen einkom-
mensabhängig. Im Auftrag der FBP-Fraktion bringt die Regierung Licht ins Transferleistungsdickicht und regt Reformen an.

VON MICHAEL BENVENUTI

Familienzulagen sollten künftig 
nicht mehr nach dem Giesskannen-
prinzip ausgeschüttet werden, son-
dern jenen zugute kommen, die tat-
sächlich auf finanzielle Unterstüt-
zung angewiesen sind: Dies hatte 
Erbprinz Alois bereits 2007 im 
«Volksblatt»-Interview zum Staats-
feiertag gefordert. In den folgenden 
Jahren griff die FL-Fraktion diese 
Idee auf und setzte sich mehrfach – 
bisher allerdings erfolglos – für ziel-
gerichtete Familienzulagen ein. 
Der FBP-Fraktion gingen diese punk-
tuellen Anpassungen aber nicht weit 
genug. Sie reichte daher Ende Sep-
tember 2013 ein Postulat ein, das 
sämtliche staatlichen Subventionen 
und Transferleistungen an Private 
durchleuchten sollte. «Es ist nicht 
zielführend, immer nur da und dort 
ein Schräubchen zu drehen und rei-
ne Symptombekämpfung zu betrei-
ben. Eine analytische Vorgehenswei-
se ist auf jeden Fall die nachhaltige-
re Lösung», begründete FBP-Frakti-
onssprecherin Christine Wohlwend 
den parlamentarischen Vorstoss.
Basierend auf einer Übersicht der ge-
samten Leistungen an die Haushalte, 
sollten die einzelnen staatlichen 
Leistungen auf deren Treffsicherheit 
und Sinnhaftigkeit unter den heuti-
gen gesellschaftli-
chen und wirt-
schaftlichen Gege-
benheiten über-
prüft werden. Dar-
aus wiederum soll-
ten dem Landtag 
Vorschläge für An-
passungen und Op-
timierungen im Gesamtkontext un-
terbreitet und zur Diskussion vorge-
legt werden, forderte die Fraktion 
der Bürgerpartei. Das Ziel müsse ein 

«nachhaltiges, sozial ausgewogenes 
und zielgenaues System staatlicher 
Leistungen an Private sein». 

Wildwuchs bei Leistungen

Wie die Regierung in der Postulats-
beantwortung betont, besteht tat-
sächlich Handlungsbedarf. «Das Sys-
tem der Transferleistungen müsste 

aus verschiedenen 
Gründen refor-
miert werden», 
sagt Gesellschafts-
minister Mauro Pe-
drazzini im Ge-
spräch mit dem 
«Volksblatt». Es ge-
be doch einige 

«Ungereimtheiten im System der 
zum Teil recht unkoordiniert ge-
wachsenen Subventionen und Trans-
ferleistungen». So seien etwa die Be-

messungsgrundlagen für einkom-
mens- und vermögensabhängige 
Subventionen nicht einheitlich fest-
gelegt. Ausserdem müsse die An-
spruchsberechtigung für Empfänger 
von mehreren staatlichen Leistun-
gen nicht nur nach unterschiedli-
chen Kriterien, sondern auch von 
mehreren staatlichen Stellen separat 
geprüft werden, was einen hohen 
Bearbeitungsaufwand generiert. «Es 
wäre daher im Sinne einer effizien-
ten Vorgehensweise sinnvoll, mög-
lichst viele staatliche Transferleis-
tungen bei derselben Verwaltungs-
einheit zu bündeln und die An-
spruchsvoraussetzungen zu verein-
heitlichen», heisst es in der 109-seiti-
gen Postulatsbeantwortung. 
Zudem sei zu überlegen, Leistungen 
der Alterspflege künftig aus einer 
Hand zu bezahlen, um die nötige 

Transparenz bezüglich des sehr ra-
schen Wachstums zu gewährleisten, 
schreibt die Regierung. Heute finan-
zieren Land, Gemeinden und Kran-
kenkassen die Alterspflege. Eine  Al-
ternative könnte mitunter auch eine 
Pflegeversicherung sein.
Transferleistungen in Liechtenstein 
werden in zwei Kategorien unter-
teilt: Auf der einen Seite stehen Leis-
tungen, die die Unterstützung von 
wirtschaftlich Schwächeren bezwe-
cken. Auf der anderen Seite Leistun-
gen, die ein gewisses Verhalten för-
dern sollen. Zur ersten Gruppe gehö-
ren zum Beispiel Kinderzulagen, 
Mietbeiträge für Familien. Prämien-
vergünstigungen und Stipendien. 
Zur zweiten die Förderbeiträge ge-
mäss Energieeffizienzgesetz oder 
das Betreuungs- und Pflegegeld für 
häusliche Betreuung. Seite 3

«Die Transferleistungen 
in Liechtenstein sind über 
die Jahre zum Teil recht 

unkoordiniert gewachsen.»
MAURO PEDRAZZINI

GESELLSCHAFTSMINISTER

Mauro Pedrazzini: «Das System der Transferleistungen müsste aus verschiedenen Gründen reformiert werden.» (Foto: MZ)



Subventionen: Gut gemeinte, nicht 
immer gut gemachte Gerechtigkeit
Schwachstellen Eine 
Reform der Sozialleistungen  
scheint der Regierung nötig. 
Das unkoordiniert gewach-
sene System fördere gar 
falsche Verhaltensweisen.

VON DANIELA FRITZ

Nötig wäre eine umfassende 
Reform des «über die Jahre 
teilweise recht unkoordi-
niert gewachsenen» Sys-

tems der Transferleistungen allemal, 
wie die Regierung in einer Postulats-
beantwortung der FBP betreff end 
die Überprüfung eben dieses Sys-
tems zum Schluss kommt. Überdacht 
werden sollte demnach vor allem, 
welche Leistungen vom Vermögen 
beziehungsweise Einkommen ab-
hängig gestaltet werden sollte. Dass 
Personen in wirtschaftlich besseren 
Verhältnissen vom Bezug staatlicher 
Leistungen ausgeschlossen sind, 
während ärmere Schichten gross-
zügig unterstützt werden, führe 
gemäss Regierung nämlich nur vor-
dergründig zu mehr Gerechtigkeit. 
«Diese Art der Gerechtigkeit führt, 
wenn sie zu weit getrieben wird, am 
Ende zu einer neuen Form von Unge-
rechtigkeit und unter Umständen so-
gar zu einer höchst unerwünschten 
Veränderung der Lebenseinstellung 
und des ökonomischen Verhaltens», 
fürchtet diese sogar. 

Sparsamkeit lohnt sich nicht

In der Postulatsbeantwortung wird 
diese These anhand eines Beispiels 
untermauert: Für Haushalte mit 
mittleren Einkommen sei das Ver-
mögen im Alter stark abhängig vom 
Konsumverhalten. Ein «haushälteri-
scher» Umgang während der Er-
werbstätigkeit, der Aufbau eines 
Pensionskassenguthabens, der Er-
werb von Wohneigentum, die Re-
duktion der Hypothekarbelastung 

bis zur Pensionierung und der Auf-
bau eines Sparguthabens würden zu 
einer Situation im Alter führen, 
«welche aus finanzieller Sicht ein 
sorgenfreies Leben ermöglicht». Im 
Gegensatz dazu könne es durch «un-
bedarften Konsum» vorkommen, 
dass ausser dem Guthaben der zwei-
ten Säule kaum 
Vermögen vorhan-
den sei. «Wird die-
ses Pensionskas-
senguthaben als 
Kapital bezogen 
und der gewohnte 
Lebensstil weiter gepflegt, ist dieses 
Geld rasch verbraucht», fürchtet die 
Regierung – der Staat müsse dann 
mit Sozialleistungen einspringen. 
Damit würden zwar die Einkom-
mens- und Vermögensunterschiede 
berücksichtigt, gleichzeitig aber ein 
haushälterischer Umgang mit den 
Mitteln bestraft. «Damit würde das 
Prinzip der Eigenverantwortung ad 

absurdum geführt», unterstreicht 
die Regierung. 

Zu wenig Anreiz für Leistung

Aber auch in jüngeren Haushalten 
könnte «gut gemeinte Gerechtigkeit» 
zu unerwünschten Verhaltensände-
rungen führen, schreibt die Regie-

rung weiter. Wür-
den zu viele Leis-
tungen vom Ein-
kommen abhän-
gig gemacht wer-
den, wäre ein be-
ruflicher Aufstieg 

oder das Ansparen von Vermögen 
wenig attraktiv. Eine Lohnerhöhung 
von etwa 500 Franken würde zwar 
kurze Freude machen, wenn sich da-
durch aber die Leistungen um 400 
Franken verringern oder ganz weg-
fallen, würde diese Freude nicht lan-
ge währen. «Dies kann zur äusserst 
unerwünschten Konsequenz füh-
ren, dass sich jüngere Berufsleute 

weniger anstrengen, da der finanzi-
elle Gewinn als zu gering erachtet 
wird», wird in der Postulatsbeant-
wortung gemahnt. 

Vereinheitlichung des Systems

Anpassungen im Sozialsystem müss-
ten mit Bedacht gewählt werden. «Es 
wird daher wahrscheinlich vernünf-
tig sein, gewisse Leistungen weiter-
hin unabhängig von den wirtschaft-
lichen Verhältnissen auszurichten», 
schliesst die Regierung. Gleichzeitig 
wäre es wegen der vielen unter-
schiedlichen Bemessungsgrundla-
gen aber auch sinnvoll, möglichst 
viele staatliche Transferleistungen 
bei derselben Verwaltungseinheit zu 
bündeln und die Anspruchsvoraus-
setzungen zu vereinheitlichen. Erst 
dann könne entsprechend auf das 
System der Transferleistungen Ein-
f luss genommen werden, um eine 
Armutsfalle zu verhindern und Leis-
tung zu belohnen.

«Damit würde das Prinzip 
der Eigenverantwortung ad 

absurdum geführt.»
REGIERUNG

Wer zeit sei-
nes Erwerbs-
lebens Vermö-
gen anhäuft, 
statt dem 
Konsum zu 
frönen, wird 
im gegenwär-
tigen Sozial-
system «be-
straft». (Foto: 
Shutterstock)
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